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und beispielgebend, dass wir uns Zeit nehmen und dass 
wir über die Partei- und Fraktionsgrenzen hinweg eine 
Orientierungsphase ermöglichen. Ich frage mich, ob wir 
so etwas nicht häufiger ermöglichen könnten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich will sagen, was ich teile: Ich teile die Meinung, 
dass wir den Bereich der palliativen Versorgung massiv 
ausbauen müssen. Ich teile die Meinung, dass wir das 
Gleiche mit der Hospizarbeit tun müssen, damit diese 
auch auf dem flachen Land erreichbar wird. Wir müssen 
dann nicht nur spezialisierte Dienste finanzieren, son-
dern auch Ärztinnen und Ärzte, die dort tagtäglich ihren 
Dienst tun.

Wir brauchen – das ist ein Thema, das mir besonders 
wichtig ist und das ich in dieser Debatte stärken 
möchte – eigentlich flächendeckend Patientenverfügun-
gen oder Vorsorgevollmachten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Ich glaube, mit diesem Instrument lösen wir die größ-
ten Konflikte, denen die Menschen in diesen Fragen im-
mer begegnen müssen. Wir wissen, dass das rückläufig 
ist. Deswegen müssen wir hier überlegen, wie wir das 
stärken können.

Wir müssen auch die ärztlichen Freiräume sichern, 
und wir müssen in die Aus- und Weiterbildung in diesem 
Bereich investieren. Auch für mich steht fest: Ich will 
kein Geschäft mit dem Tod, ich will nicht, dass ausge-
rechnet wird, ob der „Oma ihr Häuschen“ schon drauf-
geht oder ob man die Sache nicht beschleunigen kann. 
Das ist nicht die Gesellschaft, an deren Aufbau wir mit-
wirken wollen. Ich kann mir auch keine Abrechnungs-
ziffer für Sterbedienstleistungen vorstellen.

Mit all dem, was ich gesagt habe, glaube ich, dass nie-
mand in Deutschland einen Qualtod sterben muss, den 
hier einige angesprochen haben, wenn wir diesen Aus-
bau wirklich schaffen.

Lassen Sie mich zwei Punkte ansprechen, die mir in 
der Debatte ein Stück weit fehlen und die ich ergänzen 
möchte. Der eine Punkt ist: Ich bin für den Ausbau pro-
fessioneller Dienste, aber ich spüre gleichzeitig eine 
Sehnsucht der Menschen nach Zuwendung, einer Zu-
wendung, die eben nicht professionell ist, nicht Dienst-
leistung ist, nicht Service ist, nicht unter Zeitdruck steht, 
nicht bürokratisch ist und bei der der oder die Pflegende 
nicht gleich wieder weg ist. Es geht einfach um Men-
schen, die da sind.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD, der CDU/
CSU und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜ-
NEN)

Deswegen müssen wir die Debatte ein Stück weiter 
führen. Wir müssen schauen, wo der Raum und die Zeit 
sind, die wir den Menschen wieder neu schenken müs-
sen, eine Zeit, die doch von Verdichtung und Beschleu-
nigung geprägt ist, damit sie dieses Füreinander-Dasein 
in ihrem Alltag leben können.

Die Umfragen sind für mich ein Schrei gegen die Ein-
samkeit. Deswegen müssen wir hier aktiv werden, eben 

nicht nur professionell. Wir müssen die Gesellschaft ein 
Stück weit befreien, zu sich selbst.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Selbstbestimmung: Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
übertreiben wir es nicht mit diesem Wort von der Selbst-
bestimmung! Wir alle sind hier für Selbstbestimmung, 
aber wir alle kommen völlig abhängig auf diese Erde, 
und wir sind auf andere angewiesen. Dann werden wir 
erwachsen und stärker, und dann sind wir auch selbstbe-
stimmter. Aber wir sind genauso weiter auf andere ange-
wiesen. So ist der Mensch.

Deswegen schmerzt mich dieser Satz so, dass man ei-
nem anderen nicht zur Last fallen möchte. Das ist un-
menschlich. Der Mensch fällt immer auch anderen zur 
Last. Das gehört zu unserem Schicksal. Einer trage des 
anderen Last, das ist die Botschaft.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
CDU/CSU)

So wie wir als Kinder unseren Eltern natürlich Freude 
bereitet haben, aber ihnen auch zur Last gefallen sind, so 
dürfen – das will ich allen Eltern in Deutschland zuru-
fen – auch die Eltern ihren Kindern zur Last fallen. Das 
ist das Land, das wir brauchen. Wo es keine Kinder gibt 
oder sie weit weg sind oder wenn man sich mit den Kin-
dern nicht ausreichend versteht, dann, ja, sind spätestens 
die professionelle Hilfe und Zuwendung nötig, die aus-
bauen zu wollen wir uns hier in die Hand versprechen.

Meine Damen und Herren, niemand soll in Schmer-
zen sterben, und niemand soll allein sterben. Das sind für 
mich die Hauptaufgaben, vor denen wir stehen: Nie-
mand soll in Schmerzen sterben, und niemand soll allein 
sterben. Ich möchte die Gelegenheit nutzen, allen zu 
danken. Ich denke dabei auch an die vielen, die in den 
Hospizen freiwillig oder als Hauptamtliche arbeiten, an 
die Ärztinnen und Ärzte, an das Pflegepersonal. Sie alle 
setzen sich dafür schon heute nach Kräften und unter Be-
dingungen, die immer zu verbessern sind, ein. Ihnen al-
len ein herzliches Danke von dieser Stelle von diesem 
Hause aus.

(Beifall bei Abgeordneten im ganzen Hause)

Vizepräsidentin Claudia Roth:
Vielen Dank, Lars Castellucci. – Nächste Rednerin: 

Corinna Rüffer.

Corinna Rüffer (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sehr geehrte Frau Präsidentin! Sehr geehrte Kollegin-

nen und Kollegen! Liebe Gäste! Ich bin dankbar dafür, 
dass ich in dieser so wichtigen ethischen Debatte das 
Wort ergreifen darf. Es geht heute um nichts weniger als 
die Würde des Menschen, eine wahrhaft große Sache. 
Das Besondere an dieser Debatte ist – ich will es mit 
Oliver Tolmein formulieren –, dass wir alle einmal ster-
ben werden und dass damit immer auch die Protagonis-
ten der jeweiligen Positionen über Entwürfe und Mög-
lichkeiten für den Fall sprechen, dass ihr eigenes Leben 
zu Ende geht oder in eine schwere Krise gerät. Die Vor-
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stellungen darüber gehen, wenig verwunderlich, ausein-
ander.

Unsere Aufgabe als Parlamentarierinnen und Parla-
mentarier ist es aber, zuvorderst nicht das eigene Inte-
resse, sondern die gesamte Herausforderung und das 
gesamtgesellschaftliche Wohlergehen im Blick zu behal-
ten. Vor diesem Hintergrund schauen wir uns für den 
Moment den Begriff „Sterbehilfe“ etwas näher an. Dem 
Wortlaut nach geht es darum, beim Sterben zu helfen 
bzw. Hilfe zu bekommen. Helfen ist ja allgemein aner-
kannt eine gute und respektierte Sache. Aber Helfen 
beim Sterben? Warum sollte das nötig sein? Warum ent-
scheiden sich Menschen für den Tod, dafür, sich das Le-
ben zu nehmen? Häufige Argumente sind: die Angst da-
vor, nicht mehr selbstbestimmt leben zu können, 
abhängig zu sein von anderen Menschen, unter Schmer-
zen zu leiden, ein aus ihrer Sicht würdeloses Leben zu 
führen. Weil sie das fürchten, sprechen sich viele Leute 
für die Beihilfe zum Suizid aus. Ich finde, es wäre eine 
politisch zutiefst deprimierende Antwort auf die berech-
tigten Sorgen und Ängste, der organisierten Sterbehilfe 
das Wort zu reden. Ich finde, wir sollten eine andere 
Antwort geben.

(Beifall bei Abgeordneten im ganzen Hause)

Wir müssen dafür sorgen, dass Menschen am Lebens-
ende nicht unter unerträglichen Schmerzen leiden müs-
sen. Wir müssen dafür sorgen, dass Menschen am Le-
bensende nicht alleingelassen werden. Das ist etwas 
anderes, als die Angebote zu stärken, das eigene Leben 
zu beenden. Wir müssen daran arbeiten, dass sich unsere 
Vorstellungen von einem Leben in Würde erweitern. Es 
ist nicht unwürdig, zu vergessen, wer man ist. Es ist 
nicht unwürdig, nicht selbst auf die Toilette gehen zu 
können. Es ist nicht würdelos, gefüttert zu werden. Wir 
dürfen den Verlust von Fähigkeiten nicht mit dem er-
leichterten Weg in den Tod beantworten.

(Beifall bei Abgeordneten im ganzen Hause)

Wir sollten bedenken, welche Wirkung eine solche 
Diskussion bei denen hat, die die genannten Fähigkeiten 
nicht verloren, sondern nie gehabt haben. Bei vielen be-
hinderten Menschen ist das so. Wir sollten uns klar da-
rüber werden, dass wir vereinzelt nicht existieren kön-
nen. Ein Leben lang sind wir abhängig von anderen 
Menschen, mehr oder weniger intensiv. Wir brauchen 
eine Unterstützung in den intimsten Lebensbereichen. 
Die richtige Antwort auf die Herausforderung, vor die 
uns diese Tatsache stellt, ist nicht der Tod. Die richtige 
Antwort ist, politisch die Möglichkeiten zu schaffen, in 
Situationen, in denen wir uns abhängig fühlen, Raum für 
selbstbestimmtes Leben zu schaffen.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNIS-
SES 90/DIE GRÜNEN, der CDU/CSU und 
der SPD)

Wie in vielen anderen Fällen auch ist es leichter, aus 
einer starken gesellschaftlichen Rolle heraus das Recht 
auf ein selbstbestimmtes Leben und die Autonomie im 
Tod einzufordern. Selbstbestimmung setzt schließlich 
voraus, dass man zwischen Alternativen wählen kann. 
Dem Matheprofessor wird es in der Regel leichter fallen, 

sich im Bedarfsfall eine geeignete Pflegesituation zu or-
ganisieren und sich frühzeitig um einen Platz im Hospiz 
zu bemühen, als es jemand kann, der einen weniger pri-
vilegierten Hintergrund hat. Was für den einen die „freie 
Wahl“ sein mag, darf auf der anderen Seite nicht den 
Druck erzeugen, das, was man seit einiger Zeit als „Exit-
Strategie“ bezeichnet, zu wählen.

(Beifall bei Abgeordneten im ganzen Hause)

Aber oft geht es auch gar nicht um die Schwerstkran-
ken und Sterbenden, wenn es um die Sterbehilfe geht. 
Erschreckend häufig sind es Menschen mit psychischen 
Erkrankungen, vielfach solche mit Depressionen, die aus 
dem Leben scheiden wollen, und diese Gruppe wächst.

Ist unsere Gesellschaft wirklich so schwach, dass sie 
alten und kranken Menschen im Leben nicht gerecht 
werden kann? Gestern stand in einer Meldung:

… immer mehr Menschen lebten im Alter als Sing-
les und hätten keine Angehörigen, die sie beim 
Sterben begleiteten. Sie dürfe man nicht alleinlas-
sen.

Unsere Antwort auf diese Feststellung darf aber nicht 
sein, dass wir ihnen Sterbehelfer zur Seite stellen.

(Beifall bei Abgeordneten im ganzen Hause)

Ansonsten würden wir das Plädoyer des ALS-Kranken 
Benedict Maria Mülder für „Lebenshilfe statt Sterbe-
hilfe“ ignorieren,

(Michael Brand [CDU/CSU]: Genau!)

der viele bedenkenswerte Fragen aufwirft:

Doch wie viel Einsamkeit, verzweifelte Verloren-
heit und mangelndes Vertrauen motivieren eine sol-
che Tat, die man auch als Anklage an uns alle lesen 
kann? Wer hat die Hilfeschreie vorher überhört? 
Vielleicht wollten wir sie gar nicht hören.

… Und ist die Debatte um die assistierte Suizidbei-
hilfe durch Ärzte die Spiegelung eines trostlosen 
Zustands unserer Gesellschaft?

Ich sage deutlich: Bevor die organisierte Sterbehilfe 
am Markt akzeptiert wird, sollten wir alle Energie darauf 
richten, dass jeder Mensch eine Wahl hat, und damit 
werden wir noch lange beschäftigt sein.

Vielen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten im ganzen Hause)

Vizepräsident Peter Hintze:
Als nächstem Redner erteile ich das Wort dem Abge-

ordneten Christian Schmidt, CDU/CSU-Fraktion.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU)

Christian Schmidt (Fürth) (CDU/CSU):
Sehr geehrter Herr Präsident! Meine sehr verehrten 

Kolleginnen und Kollegen! Als Mitglied dieses Hauses, 
als evangelischer Christ, der wie wir alle hier Verantwor-
tung spürt, der die Verantwortung in diesen Punkten im-
mer im Blick hat, der weiß, dass wir alle Teil dieser Fra-


